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rechtlichen Konformität nicht äußern
und die Bürger wurden davon abge­
halten, ein Referendum (Volksab­
stimmung) über die beiden Abkom­
men zu fordern. Es sind inzwischen
zwei Verfassungsklagen, hier spricht
man von PETITION, vor dem Verfas­
sungsgericht in Vorbereitung: eine
Petition von einer Gruppe von Parla­
mentariern der politischen Oppositi­
on, die andere von der Bürgerbewe­
gung.

Inhalt der Abkommen,
speziell des Allgemeinen

Abkommens
Die bolivianische Regierung versteht
es gut, ihre wahren Absichten und
die wirkliche Reichweite der Abkom­
men zu verschleiern. So wird an kei­
ner Stelle der Bau von Atomkraft­
werken direkt erwähnt, obwohl fünf
Atomkraftwerke im Land geplant
sind, wie aus vorherigen Verlautba­
rungen der Regierung aus dem Jahr
2015 hervorgeht. Ein bolivianischer
Physiker vergleicht diese Abkommen
mit dem Kauf von russischen Puppen
(Matrjoschkas). Die äußere Puppe,
sozusagen die Vorzeige­ oder Propa­
gandapuppe, repräsentiert das ge­
plante Forschungszentrum, das der
Gesundheit (Zyklotron), der Lebens­
mittelsicherheit (radioaktive Be­
strahlung von Lebensmitteln und
medizinischem Gerät) und der For­
schung (Herstellung von Isotopen für
Medizin, Industrie, Wissenschaft und
anderes) dienen soll. Zudem wird in
diesem Zentrum auch das boliviani­
sche Personal ausgebildet. Es heißt
nun offiziell Zentrum für Forschung
und Entwicklung in Nuklear­Techno­
logie (Centro de Investigación y De­
sarrollo en Tecnología Nuclear), ge­
plant auf 4.000 Metern Höhe mit ei­
ner Fläche von 15 Hektar in El Alto.
Die Kosten belaufen sich auf 300.000
Dollar, die Bauzeit soll 4 Jahre betra­
gen.
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Bolivien auf dem Weg ins Atomzeitalter
10. März: Bericht des Ausschusses
und Weiterleitung ans Plenum. Schaf­
fung der Behörde für Nuklearenergie
(Agencia Boliviana de Energía Nucle­
ar ABEN) per Regierungsdekret.

15. März: Ratifizierung der Abkom­
men durch die Abgeordnetenkammer
(nach kurzfristiger Änderung der Ta­
gesordnung, die diesen Punkt nicht
vorsah).

16. März: Weiterleitung der Abkom­
men an den Ausschuss für Verfassung,
Menschenrechte und Wahlsystem
(Comisión de Constitución, Derechos
Humanos, Legislación y Sistema Elec­
toral) des Senats (Cámara de Sena­
dores, Laenderkammer) und Zustim­
mung dieses Gremiums zu den Ab­
kommen.

17. März: Ratifizierung der Abkom­
men durch den Senat.

28. März: Die Generalversammlung
verabschiedet zwei Gesetze, durch die
die beiden Vereinbarungen offiziell in
Kraft treten. Die Gesetze werden auf
direktem Wege verabschiedet, obwohl
die Opposition Widerspruch erhebt.

Es wurde nur ein winziger Schritt
„vergessen“. Die bolivianische Verfas­
sung sieht obligatorisch vor, dass alle
internationalen Abkommen vor ihrer
Ratifizierung durch Abgeordneten­
kammer und Senat dem Verfassungs­
gericht (Tribunal Constitucional) zu
ihrer verfassungsrechtlichen Prüfung
vorgelegt werden müssen, und zwar
innerhalb eines Zeitraums von 20 Ta­
gen nach ihrer Zuleitung an die Ge­
neralversammlung. Diese Aufgabe
kommt dem Präsidenten der General­
versammlung (aktuell Vizepräsident
García Linera) oder einem der Präsi­
denten der beiden Kammern zu.

Dieses Versäumnis hatte weitreichen­
de Konsequenzen: die Opposition
konnte ihre Bedenken bezüglich der
Abkommen und ihrer verfassungs­

Olga Kališová Obwohl der Bericht
"Four years after Fukushima: Are
Nuclear Power Plants Safer?" (Vier
Jahre nach Fukushima: Sind Atom-
kraftwerke sicherer?) von Oda Be-
cker und Patricia Lorenz vom Sep-
tember empfiehlt, "das AKW Du-
kovany sofort zu schließen", und
sich eindeutig gegen eine Verlän-
gerung der Kraftwerklebenszeit
(PLEX, Plant Life Extension) aus-
spricht, geschieht in der Tschechi-
schen Republik genau das Gegen-
teil. Manche Politiker*innen, der
Verband Energetické Třebíčsko (ET)
und die Vorsitzenden der Regions-
räte in der Südmährischen sowie
der Vysočina-Region unterstützen
CEZs Bemühungen, den Betrieb al-
ler vorhandenen Blöcke in Dukova-
ny zu verlängern. Gleichzeitig ver-
suchen die gleichen Politiker*innen,
die Novellen zum Baugesetz und
zum Gesetz über die Vergabe öf-
fentlicher Aufträge zu ändern, um
das Bauverfahren für einen neuen
fünften Block im AKW Dukovany zu
beschleunigen. Tatsächlich soll
ergänzend auch noch ein
Dukovany II entstehen. Damit hät-
te im Herbst 2015 eine Umweltver-
träglichkeitsprüfung (UVP) nicht
nur für einen, sondern für zwei
neue Blöcke in Dukovany bean-
tragt werden müssen.

Tschechien: Das
problematische
Atomkraftwerk

Dukovany




